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Vorwort


Im Jahr 2000 saß ich in einem nüchternen Untersuchungsraum des Karriere-Centers, ein bisschen zu früh da, ein bisschen zu nervös, mit einem Stapel ärztlicher Unterlagen auf dem Schoß. Ich war Anfang zwanzig, stolperte noch zwischen Selbstüberschätzung und Selbstzweifel durchs Leben und wusste doch eines ziemlich klar: Ich hatte bereits negative Erfahrungen mit Alkohol gemacht. Nicht bloß ein „jugendliches Experiment“, sondern Anzeichen eines Problems, das mich – wenn ich ehrlich zu mir war – schneller und tiefer ziehen konnte, als ich damals ahnte. Ich legte die Befunde auf den Tisch, erzählte ohne Beschönigung. Der Amtsarzt hörte zu, stellte Fragen, blickte länger in die Akte als mir lieb war. Am Ende sagte er einen Satz, der sich mir eingebrannt hat: „Dann bleiben Sie besser Zivilist.“


Dieser Satz war kein Urteil über meinen Wert als Mensch, und er war auch kein spöttischer Abschied aus einer Pflicht. Er war eine nüchterne, verantwortliche Konsequenz aus der medizinischen Lage. Das System tat, was es tun soll: es prüfte, wog Risiken ab und traf eine Entscheidung, die dem Einzelnen und der Truppe diente. Ich wurde als „nicht wehrdienstfähig“ eingestuft – umgangssprachlich T5. Damals empfand ich Erleichterung. Erst später begriff ich, wie viel Verantwortung in dieser nüchternen Entscheidung liegt: Verantwortung mir gegenüber, damit ein latent vorhandenes Problem nicht zum Absturz wird. Verantwortung gegenüber Kameradinnen und Kameraden, die sich aufeinander verlassen müssen. Verantwortung gegenüber einer Institution, die nur so stark ist wie die Gesundheit und Verlässlichkeit ihrer Mitglieder.


Dieses Buch habe ich nicht geschrieben, um das System auszutricksen. Es ist kein Ratgeber für Tricks, keine Einladung zu Täuschung, keine Anleitung zur Selbstschädigung. Es ist der Versuch, Klarheit zu schaffen in einem Feld, in dem Mythen, Halbwissen und Küchenjuristerei allzu oft die Oberhand gewinnen. Wer „T5“ sagt, meint meist „ausmustern“ – doch rechtlich und medizinisch steckt dahinter eine präzise Feststellung, die allein Ärztinnen und Ärzte auf Grundlage dokumentierter Tatsachen treffen. Genauso klar ist: Es gibt neben der medizinischen Untauglichkeit weitere, ausdrücklich legale Wege, nicht eingezogen zu werden – Befreiungen, Zurückstellungen, das Grundrecht der Kriegsdienstverweigerung aus Gewissensgründen. All das ist Rechtsstaat in Aktion, nicht Schlupfloch.


Ich schreibe aus der Doppelperspektive: als jemand, der die persönliche Verletzlichkeit kennt, die Sucht und ihre Schatten mit sich bringen; und als Bürger, der Institutionen nur dann stark findet, wenn sie mit Wahrhaftigkeit gefüttert werden. Wer ein reales Gesundheitsproblem hat, soll sich behandeln lassen und die Wahrheit auf den Tisch legen – vollständig, sachlich, belegt. Wer aus Gewissensgründen den Waffendienst nicht leisten kann, darf – muss – das frei sagen und begründen. Wer familiär unentbehrlich ist oder eine Ausbildung in kritischer Phase abschließt, hat ein Recht darauf, dass das gehört und geprüft wird. Und wer all das für „Drückebergerei“ hält, verkennt, dass die Wehrfähigkeit einer Gesellschaft nicht am Kasernentor beginnt, sondern viel früher: bei Selbstkenntnis, Gewissensfreiheit, Gesundheitsschutz und einem System, das diese Werte ernst nimmt.


Die Szene von damals ist mir auch deshalb präsent, weil sie mir die Falle gezeigt hat, die ich hätte zuschnappen lassen können: Hätte ich mein Problem verschwiegen, aus Stolz, Scham oder Angst, „zu versagen“, wäre ich möglicherweise in eine Umgebung geraten, die genau das verschärft, was mich ohnehin bedrohte. Prävention ist kein Feiglingstrick, sondern die reifste Form von Mut. In meinem Fall hieß das: anerkennen, dass Alkohol für mich kein harmloser Begleiter war; akzeptieren, dass Dienstfähigkeit mehr ist als Fitness und Wille; und annehmen, dass eine ärztliche Feststellung mich nicht kleiner, sondern sicherer macht.


Dieses Buch will Orientierung geben – rechtlich, medizinisch, menschlich. Es erklärt die legitimen Wege, nicht eingezogen zu werden, ohne die Grenzen zu verwischen. Es zeigt, welche Unterlagen zählen, wie Verfahren fair ablaufen können, wo die eigenen Rechte liegen und welche Verantwortung damit einhergeht. Es respektiert die, die dienen. Es schützt die, die geschützt werden müssen. Und es ermutigt alle, die vor der Frage stehen, wie sie mit ihrer Wahrheit umgehen: Sagt sie. Legt sie vor. Baut euer Leben nicht auf Verschweigen, sondern auf Klarheit.


Wer in diesen Seiten nach Abkürzungen sucht, wird keine finden. Wer nach sauberem, verantwortlichem Handeln sucht, wird es finden. Wenn am Ende mehr Menschen die richtigen Anträge stellen, die passenden Nachweise sammeln, die nötige Behandlung beginnen – und wenn zugleich diejenigen in Uniform auf Kameraden treffen, auf die sie sich verlassen können –, dann erfüllt dieses Buch seinen Zweck.


Der Satz des Amtsarztes begleitet mich bis heute. Er war knapp und klar, ohne Häme und ohne Pathos. Er sagte nicht: „Sie taugen nichts.“ Er sagte: „Dann bleiben Sie besser Zivilist.“ Manchmal ist das die mutigste, klügste, soldatischste Entscheidung, die ein Staat für einen Bürger und ein Bürger für sich selbst treffen kann.


Thomas Schröter


August 2025









Kapitel 1 – Was „Ausmustern“ heute bedeutet


„Ausmustern“ ist ein hartnäckiges Wort aus der Alltagssprache. Juristisch meint es nichts anderes als eine ärztliche Feststellung: Der Wehrmedizinische Dienst kommt nach Untersuchung und Aktenlage zu dem Ergebnis, dass eine Person nicht wehrdienstfähig ist. Das ist keine Gefälligkeit und kein Antragstitel, sondern das Ende eines geregelten Begutachtungsprozesses, der medizinische Befunde, Funktionsfähigkeit im Dienstalltag und Prognosen zusammenführt. Wer von „T5“ spricht, meint genau diese Konstellation: eine dokumentierte, ärztlich begründete Untauglichkeit. Daneben existieren andere, ebenso legale Wege, die ebenfalls dazu führen können, nicht einberufen zu werden – sie heißen allerdings nicht „T5“, sondern haben ihren eigenen Rechtscharakter. Wer die Begriffe sauber trennt, versteht schneller, welche Spur für die eigene Lebenslage die richtige ist.


Der rechtliche Hintergrund ist zweigeteilt. Einerseits bleibt die allgemeine Wehrpflicht seit 2011 ausgesetzt, das Wehrpflichtgesetz gilt jedoch weiter. Es ruht nicht in der Schublade, sondern bildet weiterhin den Rahmen, in dem Befreiungen, Zurückstellungen, die Tauglichkeitsprüfung und das Grundrecht auf Kriegsdienstverweigerung verankert sind. Andererseits wird politisch über einen „Neuen Wehrdienst“ diskutiert, der die Wehrerfassung wiederbeleben und eine bedarfsorientierte Auswahl ermöglichen soll. Solange solche Konzepte nicht in Gesetz gegossen sind, gilt: Maßgeblich ist das, was heute im Gesetz steht. Für Betroffene bedeutet das, sich an verlässlichen Normen zu orientieren statt an Schlagzeilen – und Entscheidungen auf belastbare, nachvollziehbare Gründe zu stützen.


Im Zentrum der Praxis stehen vier Pfeiler. Der erste ist die medizinische Schiene: Die wehrmedizinische Begutachtung folgt klaren, veröffentlichten Regeln. Sie bewertet nicht bloß Etiketten wie „Depression“, „Epilepsie“ oder „Herzfehler“, sondern deren funktionelle Folgen für Ausbildung, Einsatz, Teamverantwortung, Nacht- und Schichtdienst, Stressresistenz und Gefahrenlagen. Deshalb zählen nicht große Worte, sondern saubere Unterlagen: aktuelle Arztbriefe, Diagnosen, Therapie- und Rehaberichte, Messwerte, Bildgebung, Verlauf. Das Ergebnis kann vorübergehende Dienstunfähigkeit mit Nachuntersuchung sein – oder dauerhafte Untauglichkeit. „T5 auf Wunsch“ existiert ebenso wenig wie eine Pflicht zur Stärke um jeden Preis. Es geht um Eignung, Belastbarkeit und Sicherheit – für die Betroffenen und ihre Umgebung.


Der zweite Pfeiler sind Zurückstellungen. Das Gesetz kennt Situationen, in denen eine Einberufung zwar grundsätzlich möglich wäre, im konkreten Zeitpunkt aber unzumutbar ist: laufende Behandlungen und Rehas, schwere familiäre Belastungen, Unentbehrlichkeit in kleinen Betrieben, Abschlussphasen von Ausbildung und Studium. Eine Zurückstellung ist kein Trick, sondern ein Korrektiv, das den Anspruch des Staates und die Zumutbarkeit für den Einzelnen austariert. Sie ist befristet, wird nachgeprüft und verlangt, wie jede Ausnahme, ordentliche Nachweise.


Der dritte Pfeiler sind Befreiungen. Hier geht es um Konstellationen, in denen das Gesetz selbst festlegt, dass bestimmte Personen nicht herangezogen werden. Die Zahl der Fälle ist überschaubar und eng umrissen; es handelt sich nicht um Lücken, sondern um bewusst gesetzte Grenzen staatlicher Pflichtenzuweisung. Auch hier gilt: Entscheidend sind die Tatsachen – und der saubere Nachweis derselben.


Der vierte Pfeiler ist nicht medizinisch, sondern verfassungsrechtlich: die Kriegsdienstverweigerung aus Gewissensgründen. Sie ist kein Hintertürchen, sondern Grundrecht. Wer den Dienst an der Waffe mit seinem Gewissen nicht vereinbaren kann, beantragt die Anerkennung – und begründet sie persönlich, konkret und plausibel. Das Ergebnis ist nicht „T5“, sondern die Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer mit der Folge, dass kein Waffendienst zu leisten ist. Sollte der Gesetzgeber einen Ersatzdienst reaktivieren, wird dorthin zugeordnet. Auch hier führt nur Wahrhaftigkeit zum Ziel; Textbausteine ohne innere Wahrheit tragen selten.


Rings um diese vier Pfeiler verläuft die Debatte über „Wehrgerechtigkeit“. Sie fragt, wie sich eine Pflicht an „alle“ fair gestalten lässt, wenn in der Praxis nur ein Teil eines Jahrgangs tatsächlich einberufen würde. Die Antwort kann nicht in intransparenten Auswahlverfahren liegen, sondern in klaren, gesetzlich definierten Kriterien. Solange eine Neuregelung aussteht, ist der sicherste Kompass der Blick ins geltende Recht und in die amtlichen Verfahren: Was brauche ich für eine Begutachtung? Welche Unterlagen belegen eine Zurückstellung? Wie formuliere ich eine Gewissensentscheidung so, dass sie mich wirklich abbildet? Wie widerspreche ich einem Bescheid, den ich für fehlerhaft halte?


Auch Details, die oft nachrangig erscheinen, gehören zur Klarheit. Die Wehrpflicht beginnt nicht im luftleeren Raum, sondern in gesetzlich definierten Alterskorridoren; für Sonderfälle – etwa im Spannungs- oder Verteidigungsfall – gelten andere Grenzen. Frauen sind von einer Pflicht zum Dienst an der Waffe derzeit verfassungsrechtlich nicht erfasst, der freiwillige Dienst steht offen. Es sind solche scheinbar kleinen Punkte, die im Einzelfall große Wirkung entfalten und die eigene Lage entweder entspannen oder verkomplizieren können. Wer hier sorgfältig liest, vermeidet unnötige Konflikte.


Dieses Buch setzt genau hier an: bei der Entwirrung. Wir werden die medizinische Begutachtung so erklären, dass sie planbar wird; wir zeigen, welche Belege Gewicht haben und wie man sie ordentlich zusammenstellt; wir erläutern die Mechanik von Zurückstellung und Befreiung; wir führen Schritt für Schritt durch das Verfahren der Kriegsdienstverweigerung; und wir beschreiben den Weg des Rechtsschutzes, wenn ein Bescheid nicht trägt. Nicht, um Schlupflöcher aufzutun, sondern um Rechtsstaat praktisch werden zu lassen. Wer echte gesundheitliche Gründe hat, soll sie behandeln lassen und offenlegen. Wer aus Gewissensgründen nicht an der Waffe dienen kann, soll das frei sagen und begründen. Wer in familiärer, betrieblicher oder ausbildungsbezogener Härte steckt, soll sie belegen und Schutz beanspruchen. So entsteht Wehrfähigkeit, die auf Wahrheit ruht – und auf Verfahren, die ihrer würdig sind.


Am Ende ist „Ausmustern“ kein Stigma und „Nicht eingezogen werden“ keine Schande. Beides sind mögliche, rechtlich saubere Ergebnisse in einem System, das Pflicht und Person zusammendenkt. Wer seine Lage kennt, wer die Begriffe trennt, wer früh mit Dokumenten arbeitet und nicht mit Mythen, der handelt nicht nur klug, sondern verantwortungsvoll – sich selbst gegenüber, den eigenen Angehörigen gegenüber und jenen, die dienen und sich auf Verlässlichkeit verlassen. Genau diese Haltung soll dieses Kapitel vorbereiten: nüchtern, klar, menschlich. In den folgenden Kapiteln gehen wir hinein in die Details und machen aus Grundsätzen geordnete Schritte.









Kapitel 2 – Medizinische Untauglichkeit


Wer von Ausmustern spricht, meint im Kern eine medizinische Entscheidung. Am Ende einer Begutachtung steht nicht ein Gefühl, keine spontane Sympathie und auch kein Wunschzettel, sondern eine fachärztlich begründete Feststellung der Wehrdienstfähigkeit. Dieser Prozess folgt Regeln. Er fragt nicht nur nach Diagnosen, sondern vor allem danach, was diese Diagnosen im Alltag eines militärischen Dienstes bedeuten würden. Deshalb ist Kapitel 2 das Herzstück des Buches. Es zeigt, wie eine Begutachtung abläuft, wie man sich seriös vorbereitet, welche Unterlagen Gewicht haben und weshalb Ehrlichkeit nicht nur moralisch geboten ist, sondern auch praktisch schützt.


Der Maßstab der Begutachtung


Die medizinische Beurteilung richtet sich nach Funktionsfähigkeit. Eine Diagnose ist ein Etikett. Entscheidend ist, wie sich eine Störung auf Belastbarkeit, Aufmerksamkeit, Teamfähigkeit, Nachtdiensttauglichkeit, Lärm und Stress, Unfallrisiko, Waffenhandhabung, längere Abwesenheiten von zu Hause sowie körperliche Grundanforderungen auswirkt. Das bedeutet zweierlei. Erstens kann dieselbe Diagnose bei zwei Menschen zu unterschiedlichen Ergebnissen führen, weil Verlauf, Schweregrad und Stabilität verschieden sind. Zweitens zählt die dokumentierte Realität stärker als Selbsteinschätzungen ohne Belege. Wer seine Lage sauber belegt, wird fairer beurteilt als jemand, der vage bleibt.


Von der Einladung bis zum Bescheid


Der typische Ablauf beginnt mit der Einladung und mit Fragebögen zur Gesundheit. Bereits hier gilt der wichtigste Grundsatz. Antworten müssen vollständig und wahrheitsgemäß sein. Es folgt die Anamnese, also das ärztliche Gespräch. Danach stehen je nach Lage körperliche Untersuchung, einfache Funktionsprüfungen und oft ein kurzes psychisches Screening an. Wo Befunde offen sind oder Widersprüche entstehen, ordnet die Dienststelle weitere Abklärungen an, etwa fachärztliche Zusatzgutachten. Am Ende wird ein Tauglichkeitsgrad festgesetzt und in einem Bescheid mitgeteilt. Gegen diesen Bescheid ist Rechtsschutz möglich, wenn er fehlerhaft erscheint. Wer hier erfolgreich sein will, braucht keine großen Worte, sondern bessere Unterlagen.


Die richtige Vorbereitung


Wer reale gesundheitliche Gründe hat, bereitet sie wie ein kleines Dossier auf. Die Mappe beginnt mit einer knappen Eigenzusammenfassung. Nicht literarisch, sondern präzise. Was liegt vor, seit wann, wie behandelt, wie stabil, welche Einschränkungen im Alltag. Danach folgen die Belege. Arztbriefe mit Diagnosen nach international üblichen Schlüsseln, Befundberichte aus Psychotherapie oder Reha, Entlassungsberichte, Medikamentenpläne, Labor, Funktionsmessungen wie Lungenfunktion oder Audiogramm, Bildgebung, Verlaufsübersichten. Alles datiert, geordnet, gut lesbar. Hilfreich ist eine Zeitachse mit den wichtigsten Stationen sowie eine Liste der aktuellen Behandler mit Kontaktdaten. Wer noch in Behandlung ist, fügt eine aktuelle Stellungnahme bei, die die Notwendigkeit der Fortführung erklärt. Wer abstinent lebt, wo zuvor Sucht bestand, dokumentiert die Stabilität. Wer wiederkehrende Krisen hat, zeigt die Häufigkeit und die Inanspruchnahme von Hilfe. Ein solches Dossier ist kein Trick, sondern Ausdruck von Verantwortung.


Ehrlichkeit als Schutz


Es gibt den verbreiteten Irrtum, man müsse besonders krank wirken. Das Gegenteil ist richtig. Übertreibung fällt auf, Widersprüche zerstören Vertrauen, Simulation ist riskant. Was trägt, sind konsistente Fakten. Wer eine Suchterkrankung hat, beschreibt sie nicht als Jugendsünde, sondern als behandlungsbedürftige Störung mit konkreten Folgen. Wer Angststörungen hat, benennt Situationen, in denen Panik zuverlässig auftritt, und zeigt, welche Therapie unternommen wurde. Wer unter Epilepsie leidet, legt die Anfallsfreiheit offen und nachweislich dar. Wer orthopädische Einschränkungen hat, bringt aktuelle Befunde und nicht nur eine Erinnerung an Schulterschmerzen. Die Begutachtung will verstehen, nicht ertappt werden.


Psychische Gesundheit


Bei psychischen Störungen lässt sich der funktionelle Blick besonders gut zeigen. Eine depressive Störung ist mehr als Niedergeschlagenheit. Sie bedeutet Konzentrationsstörungen, Antriebsverlust, Schlafprobleme, eventuell Suizidgedanken. In einer Umgebung mit Waffen und in einer Struktur mit hoher gegenseitiger Abhängigkeit ist das relevant. Eine Angststörung bedeutet mehr als Sorge. Sie kann Panikattacken im Dienst auslösen, Vermeidungsverhalten begünstigen, Vertrauen in Gefahrenlagen brechen. Eine posttraumatische Belastungsstörung reagiert auf Trigger mit Flashbacks oder Dissoziation. In allen Fällen entscheidet die Kombination aus Diagnose, Verlauf, Behandlung, Stabilität und Prognose. Wer sich in Therapie befindet, schützt sich und andere. Wer Therapie abbricht, gefährdet sich und schwächt seine Argumente.


Suchterkrankungen


Alkohol und andere Substanzen sind in der Begutachtung ein eigener Themenblock. Wer riskanten Konsum betreibt, ist nicht automatisch untauglich. Wer eine Abhängigkeitserkrankung hat, steht in einem anderen Raster. Zählt die Regelmäßigkeit. Zählt der Kontrollverlust. Zählt die Folgeproblematik. Zählt die Abstinenz oder die Substitutionsbehandlung. Zählt die Teilnahme an Programmen. Zählt die Einsicht. Wer hier Klarheit schafft, verhindert Missverständnisse und vermeidet Situationen, in denen Druck den Konsum verstärkt. Wer wie ich in jungen Jahren negative Erfahrungen mit Alkohol gemacht hat, weiß, wie leicht ein Grenzgang zum Absturz werden kann. Prävention ist keine Ausrede, sondern Vorsicht.
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